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Gesetzliche Regelung
der Arzt auch nicht dafür belohnt werden, wenn er
Rezepte ausstelle, an einen Physiotherapeuten
überweise oder einen Kollegen um Weiterbehand-
lung bitte. Da es in der Vergangenheit immer wie-
der Meldungen über schwarze Schafe gegeben
habe, habe man den Sachverhalt klar in der Be-
rufsordnung geregelt.

Der Paragraf 299 StGB, der im Juni 2016 in
Kraft getreten ist, habe diesen Sachverhalt dann
im Strafgesetzbuch verankert. Der Ludwigshafe-
ner Medizinjurist Jan Schabbeck sagt, es habe
schon seine Berechtigung, dass es Initiativen ge-
gen Korruption im Gesundheitswesen gebe, denn
„wenn jemand anders eine Leistung in Anspruch
nimmt als der, der die Leistung bezahlt, ist ein Sys-
tem anfällig für Korruption“. Allerdings sei der Pa-
ragraf 299 „an sich überflüssig, denn die Strafbar-
keit wird durch die neuen Paragrafen kaum erwei-
tert. Auch ohne diese Regelungen war Korruption
im Gesundheitswesen verboten.“ vbs

In Paragraf 31 der Berufsordnung der Landesärz-
tekammer Baden-Württemberg heißt es unter der
Überschrift „Unerlaubte Zuweisung“: „Ärztinnen
und Ärzten ist es nicht gestattet, für die Zuwei-
sung von Patientinnen und Patienten oder Unter-
suchungsmaterial oder für die Verordnung oder
den Bezug von Arznei- oder Hilfsmitteln oder Me-
dizinprodukten ein Entgelt oder andere Vorteile zu
fordern, sich oder Dritten versprechen oder ge-
währen zu lassen oder selbst zu versprechen oder
zu gewähren.“ Und weiter: „Sie dürfen ihren Pa-
tientinnen und Patienten nicht ohne hinreichen-
den Grund bestimmte Ärztinnen oder Ärzte, Apo-
theken, Heil- und Hilfsmittelerbringer oder sonsti-
ge Anbieter gesundheitlicher Leistungen empfeh-
len oder an diese verweisen.“

Oliver Erens, Sprecher der Landesärztekam-
mer, erklärt den Hintergrund: Oberste Prämisse
sei, dass ärztliches Handeln nicht von wirtschaftli-
chen Interessen bestimmt werde. Deshalb solle

Engere Verzahnung beider Bereiche ist eigentlich gewünscht
Kooperationsverträge regeln die Zusammenarbeit zwischen ambulantem und stationärem Sektor

FACHBEGRIFFE Mit Kooperationsverträgen
zwischen Kliniken und niedergelassenen Ärz-
ten werden ambulante und stationäre Ver-
sorgung verzahnt. Diese Aufweichung der
Grenzen zwischen beiden Sektoren ist auch in
anderen Bereichen der Medizin politisch ge-
wollt – etwa, wenn es um die Öffnung von
Krankenhäusern für die ambulante Versor-
gung geht. Viele Chefärzte haben zum Bei-
spiel Ermächtigungen. Das heißt, sie dürfen
Kassenpatienten in der Klinik ambulant be-
handeln. Auch in der Notfallversorgung wird
vielerorts an einer engeren Kooperation gear-
beitet – etwa, wenn sich Praxen niedergelas-
sener Ärzte direkt am Krankenhaus ansie-
deln. Hier einige Begriffserklärungen:

Ambulante Behandlung: Der Patient ist nur
für die Dauer der Behandlung beim Arzt oder
in der Klinik und bleibt dort nicht für einen
längeren Zeitraum. Stationäre Behand-
lung: Der Patient wird in einem Krankenhaus
aufgenommen und dort behandelt.

Kooperationsverträge bilden gewisser-
maßen die Klammer für die Beschäftigung
von Ärzten nach verschiedenen Modellen:
Belegarzt: Der Belegarzt ist ein nicht am
Krankenhaus angestellter Vertragsarzt, der
berechtigt ist, seine Patienten in so genannten
Belegbetten stationär oder teilstationär zu be-
handeln. Der Belegarzt kann hierfür die Infra-
struktur des Krankenhauses nutzen, erhält
aber keine Vergütung durch das Kranken-

haus. Er rechnet seine Leistungen im Rahmen
der Gesamtvergütung gegenüber der Kassen-
ärztlichen Vereinigung ab – wie die Leistun-
gen in seiner Praxis auch. Es gibt auch Fälle,
in denen der Belegarzt Honorarvereinbarun-
gen mit dem Krankenhaus schließt.
Konsiliararzt: Das sind Ärzte aus Fachgebie-
ten, die im Krankenhaus nicht vertreten sind.
Sie werden als Spezialisten für ergänzende Di-
agnose oder Beratung hinzugezogen. Der
Konsiliararzt rechnet mit dem Krankenhaus
ab, das die Leistungen wiederum dem jeweili-
gen Krankenversicherungsträger in Rech-
nung stellt.
Niedergelassene Ärzte: Sie arbeiten in frei-
er Praxis – auch zusammen mit anderen. Sie

können zusätzlich ein Anstellungsverhältnis
mit einem Krankenhaus eingehen – also quasi
Teilzeit am Krankenhaus arbeiten und freibe-
ruflich oder in Teilzeitanstellung als Opera-
teur dort tätig sein. Dafür erhalten sie eine
Vergütung. Problematisch werden Koopera-
tionen unter Umständen, wenn eine Klinik
selbst über ausreichend medizinisches Perso-
nal verfügt und es der zusätzlichen Arbeits-
kraft des Arztes von außen zur Sicherstellung
der Versorgung nicht bedürfte. So könnte der
Eindruck entstehen, dass die „Kooperation“
lediglich der Bindung eines umsatzstarken
Zuweisers an die Klinik dient – und mit einem
Teil der Vergütung die Zuweisung von Patien-
ten an die Klinik belohnt wird. vbs

Unter Verdacht –
oder doch nicht?

REGION SLK kündigt Verträge mit niedergelassenen Ärzten
unter Hinweis auf einen Korruptionsparagrafen

Von unserer Redakteurin
Valerie Blass

V on einem Tag auf den anderen haben
die SLK-Kliniken kurz vor Weihnachten

Kooperationsverträge mit niedergelas-
senen Ärzten aus der Region gekündigt.
Durch diese konnten die Ärzte zuvor ihre ei-
genen Patienten an einem der SLK-Häuser be-
handeln und operieren. Nun herrscht Auf-
ruhr in der Branche. Doch der Sachverhalt
scheint so heikel, dass sich kaum jemand öf-
fentlich äußern möchte. Darum geht es:

� Kündigung oder nicht? Zwei Schreiben
hat die kommunale Kliniken Gesellschaft mit
Datum vom 18. Dezember 2017 an Ärzte ver-
sendet. Beide Dokumente liegen der Heil-
bronner Stimme vor. In dem ersten Brief kün-
digt SLK „mit sofortiger Wirkung“ die „der-
zeitigen Kooperations- und Nutzungsverein-
barungen“ mit freiberuflichen Ärzten. Da-
bei wird Bezug genommen auf die Pa-
ragrafen 299a und b des Strafgesetz-
buches (StGB), die mit den Über-
schriften „Bestechlichkeit im Ge-
sundheitswesen“ und „Bestechung
im Gesundheitswesen“ versehen
sind. Die entsprechenden Regelungen
traten im Juni 2016 in Kraft.

Das zweite Schreiben ist anders formu-
liert. Darin ist die Rede davon, dass Koopera-
tionsverträge „nach §134 BGB unwirksam“
seien – BGB ist das Bürgerliche Gesetzbuch.
Vergütungsabsprachen könnten künftig nicht
mehr umgesetzt werden, sie seien „unzuläs-
sig“. 18 von 150 Kooperationsverträgen mit
niedergelassenen Ärzten bedürften „nach ei-
ner medizinrechtlichen Überprüfung einer
Anpassung“, teilt SLK auf Anfrage mit.

� Kooperationsvertrag: Im Rahmen eines
Kooperationsvertrags können sich niederge-
lassene Ärzte an der Patientenversorgung in
einer Klinik beteiligen. Das funktioniert ver-
kürzt gesagt so: Sie behandeln Patienten un-
ter Inanspruchnahme der Infrastruktur der
Klinik. Im Gegenzug erhalten sie einen Anteil
der so genannten DRG – damit rechnet das
Krankenhaus seine Leistungen gegenüber
den Krankenkassen ab – als Vergütung. Für
beide Seiten ist das profitabel, sagen Insider.
Für niedergelassene Ärzte, weil die Eingriffe
in der Regel gut vergütet werden. Das können
zum Beispiel Herzkatheteruntersuchungen
sein oder das Einsetzen von Knie-Endopro-
thesen. Der Nutzen für die Einrichtung: Das
Patientenaufkommen wird gesteigert, der
Niedergelassene an die Klinik gebunden.

Allerdings kann ein solches Konstrukt
strafrechtlich relevant sein. Stichwort: uner-
laubte Zuweisung von Patienten. Der Lud-
wigshafener Medizinrechtler Jan Schabbeck
erklärt den Hintergrund: Ein Arzt dürfe keine
Patienten weiterempfehlen ohne sachlichen
Grund, und er dürfe keinen Vorteil davon ha-
ben. Wenn ein niedergelassener Arzt seine
Patienten nur an ein bestimmtes Kranken-
haus schicke – und er werde dafür übermäßig
gut vergütet –, sei das rechtlich angreifbar.
Und zwar nicht erst seit Inkrafttreten von
§ 299. Die ärztliche Berufsordnung habe das
schon vorher untersagt. Schabbeck sagt aber
auch: Grundsätzlich könne ein niedergelasse-
ner Arzt als Konsiliararzt an einer Klinik tätig
sein, wenn das sauber geregelt werde.

�  Das sagen Ärzte: Vier Mediziner ver-
schiedener Fachrichtungen aus dem Stadt-
und Landkreis bestätigen der Heilbronner
Stimme, Post von SLK erhalten zu haben. Da-
runter Kardiologen, Urologen und Orthopä-
den. In der Öffentlichkeit Stellung nehmen

möchte keiner. „Ich sage dazu nichts, das sagt
ja schon Einiges“, gibt einer zu Protokoll.
Doch die Verärgerung über das Vorgehen von
SLK ist groß. Das Verfahren sei „überstürzt,
schlecht vorbereitet und ohne Konzept“ ver-
laufen, heißt es. Die Kündigung kurz vor der
Weihnachtspause erscheine „wie eine Art Pa-
nikattacke“. Ein Arzt ist sich sicher: „Mein
Vertrag ist sauber.“ Das habe er mit Inkrafttre-
ten der Anti-Korruptionsregelung für das Ge-
sundheitswesen 2016 prüfen lassen. Konse-
quenz für Patienten: Ein betroffener Medizi-
ner erzählt, er habe allen seinen für Januar zu
OPs einbestellten Patienten abgesagt.

� Zeitpunkt: Warum erfolgt dieser Schritt
von SLK gerade jetzt? Darauf gibt es weder
von der Pressestelle der Klinik noch vom Auf-
sichtsratsvorsitzenden, dem Heilbronner
Oberbürgermeister Harry Mergel, eine ein-
deutige Auskunft. Es sei Aufgabe der Ge-

schäftsführung, laufende „vertragliche
Vereinbarungen auf Übereinstim-

mung mit aktuellen Präzisierungen
und Kommentierungen der Gesetz-
gebung“ zu prüfen, heißt es im Rat-
haus. „Anhaltspunkte für nicht ge-

setzeskonforme Vertragsgestaltung
bestehen nicht.“ Bettina Jörg, Spre-

cherin der Staatsanwaltschaft, bestätigt,
dass es keine Ermittlungen gegen die SLK-
Kliniken in Zusammenhang mit dem Paragra-
fen 299 StGB gibt. Warum dann die Reaktion
mit einer Verspätung von eineinhalb Jahren
zum Inkrafttreten des Gesetzes? Der Ge-
schäftsführer eines anderen Klinikverbundes
im Südwesten sagt der Stimme, er habe im
Frühsommer 2016 alle Verträge seiner Orga-
nisation überprüfen und umstellen lassen.

� Terminologie: Beide Schreiben scheinen
sich zu widersprechen. Während in dem ei-
nen von „Kündigung“ und Beendigung der
Zusammenarbeit die Rede ist, heißt es in dem
anderen, der Kooperationsvertrag dürfte „un-
wirksam nach Paragraf 134 BGB“ sein. Ein
von der Stimme befragter Anwalt für Medizin-
recht sieht in dieser Formulierung einen kla-
ren Hinweis darauf, dass „man in der Vergan-
genheit rechtswidrige Verträge abgeschlos-
sen hat, die gegen § 31 Abs. 1 der Berufsord-
nung der Ärzte verstoßen haben“. SLK ver-
neint das: „Die Schlussfolgerung trifft nicht
zu.“ Weiter heißt es: „Die von den SLK-Klini-
ken gekündigten Verträge wurden auf Grund-
lage der gesetzlichen Vorgaben abgeschlos-
sen und sind nicht rechtswidrig. Seit Inkraft-
treten des § 299 StGB wurde die Ausführungs-
praxis in der juristischen Kommentierung
weiter konkretisiert.“ Mit der Kündigung wol-
le man die Verträge dem aktuellen Stand an-
passen. Der Anwalt sagt: „Stimmt nicht. Ich
wüsste nicht, dass sich inzwischen neue Mei-
nungen gebildet haben.“

� Scheinselbstständigkeit: Medizinjurist
Jan Schabbeck sagt, in vielen Fällen sei der
Verweis auf das Anti-Korruptionsgesetz ein
Hebel, „um rauszukommen aus einer Schein-
selbstständigkeitsthematik“. Kliniken hätten
eigentlich gar keine Chance mehr, freiberufli-
che Ärzte in ihrem Unternehmen zu beschäf-
tigen, ohne dass diese automatisch als einge-
gliedert gelten. Das könne zu Nachfragen der
Rentenversicherung wegen nicht abgeführ-
ter Sozialabgaben führen.

Wie geht es nun weiter in Sachen Koopera-
tionen? Offenbar gab es seit den Kündigungs-
schreiben viel Aufregung und einige Gesprä-
che. SLK teilt mit, man gehe davon aus, „dass
die Anpassung der vertraglichen Vereinba-
rungen gelingen wird und damit die Koopera-
tionen fortgeführt werden“.

Kurz vor Weihnachten gestoppt: Die Behandlung von Patienten durch niedergelassene Ärzte an den Häu-
sern der SLK-Kliniken Heilbronn GmbH. Foto: beerkoff/stock.adobe.com
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